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Viele Jahre haben sich die Bieler:innen gegen 
den Bau der Westastautobahn mitten durch die 
Stadt gewehrt. Dann, Anfang 2021, der grosse 
Erfolg: Das Eidgenössische Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 
(UVEK) schreibt das Projekt ab.

Doch in Biel sind manche skeptisch, ob 
die Gefahr damit gebannt ist. «Das Bieler West­
astmonster ist zurück», schreibt das Komitee 
«Westast – so nicht!» im letzten Herbst. Es wirft 
den Behörden vor, hinter ver­
schlossenen Türen bereits wieder 
Strassenprojekte zu planen, die 
nicht im Sinn der Stadtbevölke­
rung sind. Das Komitee hatte sich 
zuvor mittels des Öffentlichkeits­
gesetzes Einsicht in unter Ver­
schluss gehaltene Sitzungsproto­
kolle jener neuen Projektkommis­
sion gesichert, die unter Vorsitz 
des Bieler Stadtpräsidenten Erich 
Fehr (SP) künftige Verkehrs­
projekte plant.

Bereits seit den fünfziger 
Jahren wollen die Behörden eine Autobahn 
durch die Stadt bauen. Ist erst eine Hochstrasse 
direkt durch die Innenstadt geplant, stehen 
später unterirdische Projekte im Vordergrund. 
1999 genehmigte der Bundesrat den Westast. 
2004 wurde das Projekt noch einmal über­
arbeitet. Trotz der weitgehend unterirdischen 
Streckenführung sieht es den Abbruch von 
74 Häusern vor. Das Projekt beinhaltete zudem 
einen direkt neben dem Bahnhof liegenden, 
mehrstöckigen Autobahnanschluss, der den 
Verkehr direkt in die bereits überlastete Stadt 
führen sollte. Einem weiteren Anschluss soll­
ten grosse Teile der Spiel- und der Badewiesen 
am See weichen.

Es gibt eine Alternative

«Wenn man den Widerstand gegen ein solches 
Projekt organisiert, muss man als Erstes der 
Bevölkerung die enormen Dimensionen der 
geplanten Bauten klarmachen», sagt die ehe­
malige Chefredaktorin des «Bieler Tagblatts», 
Catherine Duttweiler, die im Bieler Autobahn­
widerstand eine zentrale Rolle spielt. Dazu or­
ganisierten die aus rund einem Dutzend Orga­
nisationen bestehenden Westastgegner:innen 
Stadtspaziergänge zu den geplanten Bauplätzen 
und erstellten massstabsgetreue  Visualisie­
rungen. Unter dem Titel «Westast – so besser!» 
legten die Gegner:innen zudem einen planeri­
schen Gegenvorschlag vor. Dieser beinhaltete 
zwar ebenfalls eine Schnellstrasse, aber keine 
zusätzlichen Anschlüsse und Hausabrisse. Der 
Vorschlag war so ausgereift, dass die Behörden 
ihr Projekt fortan nicht mehr als alternativlos 
verkaufen konnten.

Der damalige Stadtpräsident und heutige 
Ständerat Hans Stöckli (SP) setzte schon bald 
einen runden Tisch ein. Doch die Autobahngeg­

ner:innen sahen darin in erster Linie ein Ablen­
kungsmanöver der Behörden. Unter dem Mot­
to «Biel bleibt laut» organisierten sie 2017 und 
2018 mehrere grosse Kundgebungen. Auch mit 
Lobbying wurde Druck auf die Politik gemacht.

Ende 2018 folgte der erste grosse Erfolg: 
Regierungsrat Christoph Neuhaus (SVP) kün­
digte an, einen richtigen Dialogprozess zu 
starten. Unter der Leitung des früheren UVEK-
Generalsekretärs Hans  Werder verhandelten 

Behörden und Interessengruppen 
in der Folge einen Kompromiss, 
der zur Abschreibung des West­
astprojekts führte. Der Schlussbe­
richt beinhaltet sechzig Empfeh­
lungen. Gemäss diesem sind da­
bei die tendenziell niederschwel­
ligeren kurz- und mittelfristigen 
Massnahmen «konsequent um­
zusetzen». Als langfristige Mass­
nahme sieht der Kompromiss aber 
auch den Bau einer Nationalstras­
se vor, der die Autobahnenden 
an den Stadträndern verbindet. 

Bei der Planung sollen aber die Auswirkungen 
der zuvor umgesetzten Massnahmen mitein­
fliessen.

Duttweiler und ihre Mitstreiter:innen 
werfen den Behörden nun vor, unter den sechzig 
Punkten in erster Linie die Autobahn und zwei 
weitere Strassenprojekte in Angriff zu nehmen. 
Kurzfristig umsetzbare, kostengünstige Mass­
nahmen wie die Förderung des Veloverkehrs, 
ein Durchgangsfahrverbot für den Schwer­
verkehr oder ein Verkehrsmonitoring würden 
derweil nicht angepackt, so der Vorwurf.

Der Kanton plant mit Anschlüssen

Beim Kanton findet man derweil, dass die Geg­
ner:innen den Kompromissentscheid selektiv 
auslegten. Viele der kurz- und der mittelfristi­
gen Massnahmen seien in Prüfung oder bereits 
in Planung und Umsetzung. Regierungsrat Neu­
haus bestreitet gegenüber der WOZ aber nicht, 
dass bald eine Machbarkeitsstudie zu neuen 
Autobahnstreckenführungen in Auftrag gege­
ben werden soll. Er lässt zudem wenig Zweifel 
daran, dass die Behörden die Autobahnlücke 
schliessen wollen. Das sehe der Netzbeschluss 
aus dem Jahr 1960 so vor. Auch dass es neue 
Autobahnanschlüsse innerhalb des Siedlungs­
gebiets geben wird, wie sie die Gegner:innen 
ablehnen, schliesst er nicht aus. «Der Bund fi­
nanziert das Autobahnstück nur, wenn es auch 
zusätzliche Anschlüsse gibt.»

Mit dieser Aussage konfrontiert, sehen 
sich die Bieler Autobahngegner:innen in ihren 
Befürchtungen bestätigt. Sollte der Kanton tat­
sächlich jetzt schon mit zusätzlichen Autobahn­
anschlüssen planen, sei dies «falsch und eine 
Verletzung der getroffenen Abmachung», sagt 
Duttweiler. Der Kampf um den Bieler Westast 
geht somit in eine weitere Runde.

BIELER WESTAST

Rückkehr des Monsters
Der Widerstand der Bevölkerung hat die Autobahn mitten durch Biel  
verhindert. Doch die Behörden arbeiten bereits an neuen Projekten.

VON BASIL WEINGARTNER

AUTOBAHNWAHN

Im Denken der 
sechziger Jahre 
verhaftet
Noch immer will der Bundesrat mit fadenscheinigen 
Argumenten neue Autobahnen bauen und  
die Kapazität des Nationalstrassennetzes erhöhen.  
Der Widerstand dagegen erhält mit dem Engagement 
junger Klimaaktivist:innen zusätzliche Energie.

VON BASIL WEINGARTNER

Seit vierzig Jahren kämpft Walo Abegglen gegen 
«überrissenen Strassenbau» im Kanton Thurgau. 
Früher habe sich auch ein Grossteil der Land­
wirt:innen gegen seit langem geplante Schnell­
strassen engagiert, die den ganzen Kanton zer­
schneiden, sagt der ehemalige SP-Lokalpolitiker. 
Das sei heute anders. Der Bauernverband bilde mit 
Handels- und Industriekammer sowie SVP und 
FDP eine Machtkoalition, die sich erfolgreich ge­
genseitig Mehrheiten verschaffe. 

Als Gymnasiallehrer wurde der Historiker 
Abegglen vor wenigen Jahren pensioniert  – und 
mit ihm sind auch die restlichen Thurgauer Stras­
sengegner:innen ins Alter gekommen. Man habe 
bisher Mühe, jüngere Gruppen in den Widerstand 
einzubinden. Doch Hilfe naht.

Stählerner Grössenwahn

Junge Klimaaktivist:innen haben sich zum Ziel ge­
setzt, den Bau von neuen Autobahnen und Schnell­
strassen zu verhindern. Als der Klimastreik im 
Vorjahr einen Klimaaktionsplan veröffentlichte, 
verlangte er darin auch eine massive Reduktion 
des motorisierten Verkehrs. In der Folge wurde 
entschieden, aktiv in den Kampf gegen den Natio­
nalstrassenausbau einzugreifen. In den letzten 

Monaten habe das Engagement richtig Fahrt aufge­
nommen, sagen Beobachter:innen. Im Autobahn­
bau sehen die jungen Klimastreikenden ein Sinn­
bild dafür, was falsch läuft in der Schweizer Klima­
politik, ja in der Schweizer Politik, die sich nicht 
von Wachstumszwang und Partikularinteressen 
lösen kann. Tatsächlich plant der Bund Aus- und 
Neubauprojekte, als ob es keinen Klimawandel 
gäbe.

Bei Autobahnprojekten haben Schweizer Be­
hörden schon immer gross gedacht. 1960 wurde 
das Schweizer Nationalstrassennetz 
integral geplant – und in den folgen­
den sechzig Jahren praktisch kom­
plett gebaut. 2254  Nationalstrassen­
kilometer wurden bisher erstellt, 
davon sind 1544 Autobahnkilometer. 
So einige davon führen mitten durch 
Siedlungsgebiet oder durch wertvol­
le Naturlandschaften.

Nicht realisiert ist das soge­
nannte Zürcher Ypsilon. Zu gross war 
der Widerstand gegen diesen lebens­
feindlichen Grössenwahn aus Stahl, 
Beton und Asphalt, der eine Auto­
bahnkreuzung direkt beim Zürcher Hauptbahnhof 
vorsah – Tunnel unter der Bahnhofshalle und Via­
dukte über Sihl und Limmat inklusive. Dieses Teil­
projekt soll nun nach dem Willen des Bundesrats 
offiziell abgeschrieben werden. Ein Novum in der 
Schweizer Autobahnplanung. Es sei «nicht mehr 
zeitgemäss».

Diese Erkenntnis hindert die Regierung aber 
nicht daran, weiterhin Nationalstrassen zu planen, 
die ihrerseits komplett aus der Zeit gefallen sind. 
Ende Januar verabschiedete der Bundesrat fünf 
neue Projekte, über die das Parlament nach der 
Vernehmlassung entscheiden wird. Eines der Pro­
jekte sieht einen dritten Tunnel für die St. Galler 
Stadtautobahn vor und einen zusätzlichen Auto­

strassentunnel, der den Verkehr zum alten Güter­
bahnhof mitten ins Stadtzentrum von St. Gallen 
und weiter ins Appenzellerland führen soll.

Geplant sind auch ein Ausbau des Anschlus­
ses Bern – Wankdorf und ein Ausbau auf acht Spu­
ren der Autobahn nördlich von Bern. Auch der 
direkt daran anschliessende Autobahnabschnitt 
zwischen Schönbühl und Kirchberg soll zwei zu­
sätzliche Spuren erhalten. In Basel und Schaff­
hausen sind derweil längere Autobahntunnels 
geplant. Insgesamt sind aktuell gemäss dem Bun­

desamt für Strassen 59 neue grosse 
Ausbauprojekte in Prüfung, Planung 
oder im Bau. Zusätzlich sollen an 
25 Stellen Pannenstreifen als zusätz­
liche Fahrbahnen umgenutzt wer­
den. An Geld dafür mangelt es nicht 
(vgl. «Alternativen werden nicht ge­
prüft»).

Zahlreiche lokale Komitees 
organisieren den Widerstand gegen 
die Autobahnen  – ausserparlamen­
tarisch. Denn während kommunal 
normalerweise schon über klei­
nere Infrastrukturprojekte abge­

stimmt werden kann, ist die lokale Mitsprache bei 
Nationalstrassenprojekten nur äusserst bedingt 
vorgesehen. Dass der Autobahnausbau nach Bun­
desrecht abläuft, mache die Materie auch juristisch 
komplex, sagt Markus Heinzer von der Berner Wi­
derstandsbewegung Spurwechsel. Die Komplexi­
tät der Vorlagen sei für die lokalen Organisationen 
eine Herausforderung.

Als Reaktion darauf hat Spurwechsel ein 
nationales Netzwerk geschaffen, in dem sich die 
lokalen Gruppierungen untereinander austau­
schen können. So können die Komitees in St. Gal­
len, wo sich der Widerstand gerade neu formiert, 
von den erfolgreichen Kämpfen in Biel (vgl. «Der 
Kampf geht weiter») oder Luzern lernen. Heinzer 

war auch am vergangenen Samstag dabei, als der 
Klimastreik zum ersten Treffen der sich im Aufbau 
befindenden Widerstandsgruppe «Verkehrswende 
Jetzt» eingeladen hat. Der Klimastreik will den Wi­
derstand gegen die Autobahnen in aktivistischer 
Form laut aufs nationale Parkett tragen. Als Erstes 
ist im Sommer ein Aktionstag mit schweizweiten 
Protesten geplant.

Anna Miotto ist eine dieser Klimaaktivist:in­
nen. «Absurd und dumm» sei es, mitten in einem 
durch Verbrennungsgase ausgelösten Klimanot­
stand Autobahnen zu bauen, sagt die Zwanzig­
jährige. «Absurd» findet sie auch die Idee, mit ei­
nem Autobahnanschluss zusätzliche Fahrzeuge in 
die jetzt schon überlastete St. Galler Innenstadt zu 
leiten. Zudem bedrohe das Projekt Kulturbetriebe 
im alten Güterbahnhof, sagt Miotto, die auch Präsi­
dentin der kantonalen Juso ist.

Autobahnausbau führt zu Mehrverkehr

In St. Gallen stehen Kanton und Stadt hinter dem 
Ausbau. Das ist keine Ausnahme: Während sich 
kleinere Durchgangsgemeinden häufig gegen die 
Projekte wehren, sehen Stadtregierungen diese 
häufig positiv. Sie erhoffen sich durch die Autobah­
nen eine Entlastung des Siedlungsgebiets, wie es 
ihnen das Bundesamt für Strassen verspricht: Der 
Verkehr soll über die Schnellstrassen statt durch 
die Quartiere geführt werden.

Alexander Erath forscht als Professor an der 
Fachhochschule Nordwestschweiz zu Verkehr und 
Mobilität. In gewissen Fällen könnten Autobahnen 
Städte durchaus von Lärm und Verkehr entlasten, 
sagt er. «Gleichwohl zeigt die Forschung, dass 
Autobahnausbauten letztlich zu mehr Verkehr 
führen.» Wenn «Engpässe beseitigt» werden, wie 
es der Bund zur Maxime erhoben hat, kann das 
gemäss Erath zwar kurzfristig für Verkehrsentlas­
tung sorgen. Das mache die Nutzung des Autos im 

Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln aber auch 
attraktiver. Durch erzielte Fahrzeitverkürzun­
gen würden die Autofahrer:innen zudem weiter 
entfernte Ziele ansteuern. Beides führt letztlich 
zu Mehrverkehr auf der Strasse.

«Dass die Behörden die Erkenntnisse der 
Forschung negieren, ist ein Wahnwitz», sagt 
Cristina Bitschnau-Kappeler vom Verkehrs-
Club der Schweiz (VCS) St. Gallen. Dieser ist Teil 
der lokalen Widerstandsbewegung, die derzeit 
wächst. Neben den linken Parteien ist unter 
anderem auch die lokale GLP gegen das Projekt. 
Bei den Vernetzungstreffen sind aber auch der 
Klimastreik und weitere linke Organisationen 
mit dabei. Die Klimastreikenden setzen auf 
einen aktivistischen Protest: «Wenn wir nichts 
Radikales machen, schaffen wir die notwendi­
gen Veränderungen nie», sagt die junge Akti­
vistin Léonie Schubiger. Und solche brauche es, 
schliesslich sei der Verkehr in der Schweiz für 
über ein Drittel des im Inland ausgestossenen 
CO2 verantwortlich. «Doch selbst der SP muss 
man verdammt fest in den Arsch treten, damit 
sie für faire und klimagerechte Lösungen ein­
steht», sagt die kantonale Juso-Präsidentin Mi­
otto über ihre Mutterpartei.

Aktivismus – und ein Referendum?

Die St. Galler Klimastreikenden haben bereits 
bei ihren letzten Aktionen gegen den Autobahn­
neubau protestiert – derzeit arbeitet die lokale 
Gruppe an neuen Aktionen. Sie lassen sich auch 
nicht davon abhalten, dass die Stimmberech­
tigten der Stadt 2016 eine Initiative gegen den 
Autobahnanschluss abgelehnt haben. Sie wol­
len in der Bevölkerung breiten Widerstand or­
ganisieren und so Druck auf die Politik machen.

Ein Teilprojekt des Luzerner Autobahnaus­
baus ist 2019 am lokalen Widerstand gescheitert. 

Gegen das verbleibende Projekt engagiert sich 
aktuell eine bunt gemischte Gruppe. Die Hetero­
genität sei wichtig, sagt die junge Klimaaktivis­
tin Milena Hess. Während sich Politiker:innen 
wie der Grünen-Nationalrat und VCS-Luzern-
Präsident Michael Töngi politisch einbringen, 
sei der Klimastreik für Aktionen verantwortlich. 
So spurten junge Klimastreikende Ende Januar 
zu Fuss und mit autogrossen Holzgestellen auf 
der überlasteten Luzerner Seebrücke in den Ver­
kehr ein. Ihre Botschaft: Die Stadt Luzern hat bei 
der Verkehrswende Nachholbedarf.

Sogar die Prognosen des Bundes zeigen: 
Der zusätzlich geplante Autobahntunnel wird 
die Luzerner Innenstadt nicht entlasten. «Mit 
dem geplanten Ausbau wird der unbefriedigen­
de Zustand auf längere Zeit zementiert», sagt 
Hess. Und mit dem Geld, das in den Tunnel in­
vestiert werden soll, könnten alle Luzerner:in­
nen zehn Jahre lang gratis ÖV fahren. Die Städte 
müssten bei der Energiewende vorangehen, ist 
Hess überzeugt. Es gehe dabei nicht nur darum, 
was in der Stadt passiere: «Klimagase haben 
eine globale Wirkung – es geht auch um Solida­
rität.» Und dazu brauche es effektive Massnah­
men, die bald umgesetzt würden.

Im Thurgau freut sich Walo Abegglen, 
dass in den Städten eine junge Generation den 
Widerstand gegen Autobahnen entdeckt hat. Er 
und seine lokalen Mitstreiter:innen konnten 
derweil Ende Januar einen grossen Etappen­
erfolg verzeichnen. Der Bundesrat hat entschie­
den, die vor zwei Jahren ins Nationalstrassen­
netz aufgenommene Bodensee-Thurtal-Strasse 
vorerst noch nicht bauen zu lassen. Und im Bun­
desparlament überlegen sich die Grünen, ob sie 
dereinst das Referendum gegen die eben vom 
Bundesrat gutgeheissenen Autobahnprojekte 
ergreifen. Der Widerstand gegen die Autobah­
nen wächst auf allen Ebenen.

«Dass die 
Behörden die 
Erkenntnisse  
der Forschung 
negieren, ist  
ein Wahnwitz.»
Cristina Bitschnau-
Kappeler, VCS St. Gallen

NEUE PROJEKTE

Alternativen werden nicht geprüft
Die Autobahnfinanzierung wurde 2018 neu or­
ganisiert. Dabei wurden auch die jährlich für 
den Strassenbau zur Verfügung stehenden Mit­
tel von rund 3,5 auf rund 4,5  Milliarden Fran­
ken erhöht. Bis 2030 sollen davon 11,6  Milliar­
den Franken in Aus- und Neubauprojekte flies­
sen. Und weil der zweckgebundene Fonds über 
Abgaben auf Mineralöl- und Autoimporte sowie 
durch den Verkauf der Autobahnvignetten ge­
speist wird, füllt jeder zusätzlich gefahrene 
Kilometer und jedes neu zugelassene Fahrzeug 
die Kasse zusätzlich. 

Mit den Fondsgeldern werden einerseits 
letzte Teilstücke des 1960 verabschiedeten 
Netzes erstellt, andererseits will der Bund mit 
vielen Grossprojekten und dem Ausbau von 
Pannenstreifen zu Fahrspuren «Engpässe» auf 
bestehenden Nationalstrassen und in den Ag­
glomerationen beseitigen.

Im Rahmen der Neuorganisation der 
Autobahnfinanzierung gelang es einer Mitte-
links-Allianz, einen Zweckartikel im Gesetz 
zu verankern, der verlangt, dass alle Verkehrs­
träger einbezogen werden, dass eine Gesamt­
schau gemacht wird und der Schutz der Umwelt 
gewährleistet ist. «Leider werden diese Punkte 

in der Praxis nicht wirklich berücksichtigt», 
sagt Stéphanie Penher, die beim VCS für die 
Verkehrspolitik verantwortlich ist. Auch Ver­
kehrsforscher Alexander Erath kritisiert, dass 
Behörden bei Autobahnausbauten vorgängig 
oft keine alternativen Massnahmen prüfen: 
«Bevor eine Autobahn ausgebaut wird, müs­
sen alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden.» Aus Eraths Sicht könnten etwa Mo­
bility Pricing und eine angepasste Siedlungs­
entwicklung Strassenbauprojekte überflüssig 
machen.

Beim Bund setzt man darauf, dass «der 
ökologische Unterschied zwischen ÖV und 
Autoverkehr durch die Elektrifizierung klei­
ner wird», wie der Direktor des Bundesamts 
für Strassen kürzlich in einem Interview sag­
te. Umweltschützer:innen ist dies nicht genug. 
Auch weil neue Studie aufzeigen, dass die CO2-
Emissionen eines Elektroautos zwar sinken, 
aber über die gesamte Lebensdauer noch im­
mer 52 Prozent eines Dieselautos betragen. Und 
auch die raumplanerischen Auswirkungen des 
Autobahnbooms würden mit der Elektrifizie­
rung nicht gelöst.  

BASIL WEINGARTNER
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Einem weiteren 
Anschluss sollten 
grosse Teile  
der Spiel- und der 
Badewiesen am 
See weichen.
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astprojekts führte. Der Schlussbe­
richt beinhaltet sechzig Empfeh­
lungen. Gemäss diesem sind da­
bei die tendenziell niederschwel­
ligeren kurz- und mittelfristigen 
Massnahmen «konsequent um­
zusetzen». Als langfristige Mass­
nahme sieht der Kompromiss aber 
auch den Bau einer Nationalstras­
se vor, der die Autobahnenden 
an den Stadträndern verbindet. 

Bei der Planung sollen aber die Auswirkungen 
der zuvor umgesetzten Massnahmen mitein­
fliessen.

Duttweiler und ihre Mitstreiter:innen 
werfen den Behörden nun vor, unter den sechzig 
Punkten in erster Linie die Autobahn und zwei 
weitere Strassenprojekte in Angriff zu nehmen. 
Kurzfristig umsetzbare, kostengünstige Mass­
nahmen wie die Förderung des Veloverkehrs, 
ein Durchgangsfahrverbot für den Schwer­
verkehr oder ein Verkehrsmonitoring würden 
derweil nicht angepackt, so der Vorwurf.

Der Kanton plant mit Anschlüssen

Beim Kanton findet man derweil, dass die Geg­
ner:innen den Kompromissentscheid selektiv 
auslegten. Viele der kurz- und der mittelfristi­
gen Massnahmen seien in Prüfung oder bereits 
in Planung und Umsetzung. Regierungsrat Neu­
haus bestreitet gegenüber der WOZ aber nicht, 
dass bald eine Machbarkeitsstudie zu neuen 
Autobahnstreckenführungen in Auftrag gege­
ben werden soll. Er lässt zudem wenig Zweifel 
daran, dass die Behörden die Autobahnlücke 
schliessen wollen. Das sehe der Netzbeschluss 
aus dem Jahr 1960 so vor. Auch dass es neue 
Autobahnanschlüsse innerhalb des Siedlungs­
gebiets geben wird, wie sie die Gegner:innen 
ablehnen, schliesst er nicht aus. «Der Bund fi­
nanziert das Autobahnstück nur, wenn es auch 
zusätzliche Anschlüsse gibt.»

Mit dieser Aussage konfrontiert, sehen 
sich die Bieler Autobahngegner:innen in ihren 
Befürchtungen bestätigt. Sollte der Kanton tat­
sächlich jetzt schon mit zusätzlichen Autobahn­
anschlüssen planen, sei dies «falsch und eine 
Verletzung der getroffenen Abmachung», sagt 
Duttweiler. Der Kampf um den Bieler Westast 
geht somit in eine weitere Runde.

BIELER WESTAST

Rückkehr des Monsters
Der Widerstand der Bevölkerung hat die Autobahn mitten durch Biel  
verhindert. Doch die Behörden arbeiten bereits an neuen Projekten.

VON BASIL WEINGARTNER

AUTOBAHNWAHN

Im Denken der 
sechziger Jahre 
verhaftet
Noch immer will der Bundesrat mit fadenscheinigen 
Argumenten neue Autobahnen bauen und  
die Kapazität des Nationalstrassennetzes erhöhen.  
Der Widerstand dagegen erhält mit dem Engagement 
junger Klimaaktivist:innen zusätzliche Energie.

VON BASIL WEINGARTNER

Seit vierzig Jahren kämpft Walo Abegglen gegen 
«überrissenen Strassenbau» im Kanton Thurgau. 
Früher habe sich auch ein Grossteil der Land­
wirt:innen gegen seit langem geplante Schnell­
strassen engagiert, die den ganzen Kanton zer­
schneiden, sagt der ehemalige SP-Lokalpolitiker. 
Das sei heute anders. Der Bauernverband bilde mit 
Handels- und Industriekammer sowie SVP und 
FDP eine Machtkoalition, die sich erfolgreich ge­
genseitig Mehrheiten verschaffe. 

Als Gymnasiallehrer wurde der Historiker 
Abegglen vor wenigen Jahren pensioniert  – und 
mit ihm sind auch die restlichen Thurgauer Stras­
sengegner:innen ins Alter gekommen. Man habe 
bisher Mühe, jüngere Gruppen in den Widerstand 
einzubinden. Doch Hilfe naht.

Stählerner Grössenwahn

Junge Klimaaktivist:innen haben sich zum Ziel ge­
setzt, den Bau von neuen Autobahnen und Schnell­
strassen zu verhindern. Als der Klimastreik im 
Vorjahr einen Klimaaktionsplan veröffentlichte, 
verlangte er darin auch eine massive Reduktion 
des motorisierten Verkehrs. In der Folge wurde 
entschieden, aktiv in den Kampf gegen den Natio­
nalstrassenausbau einzugreifen. In den letzten 

Monaten habe das Engagement richtig Fahrt aufge­
nommen, sagen Beobachter:innen. Im Autobahn­
bau sehen die jungen Klimastreikenden ein Sinn­
bild dafür, was falsch läuft in der Schweizer Klima­
politik, ja in der Schweizer Politik, die sich nicht 
von Wachstumszwang und Partikularinteressen 
lösen kann. Tatsächlich plant der Bund Aus- und 
Neubauprojekte, als ob es keinen Klimawandel 
gäbe.

Bei Autobahnprojekten haben Schweizer Be­
hörden schon immer gross gedacht. 1960 wurde 
das Schweizer Nationalstrassennetz 
integral geplant – und in den folgen­
den sechzig Jahren praktisch kom­
plett gebaut. 2254  Nationalstrassen­
kilometer wurden bisher erstellt, 
davon sind 1544 Autobahnkilometer. 
So einige davon führen mitten durch 
Siedlungsgebiet oder durch wertvol­
le Naturlandschaften.

Nicht realisiert ist das soge­
nannte Zürcher Ypsilon. Zu gross war 
der Widerstand gegen diesen lebens­
feindlichen Grössenwahn aus Stahl, 
Beton und Asphalt, der eine Auto­
bahnkreuzung direkt beim Zürcher Hauptbahnhof 
vorsah – Tunnel unter der Bahnhofshalle und Via­
dukte über Sihl und Limmat inklusive. Dieses Teil­
projekt soll nun nach dem Willen des Bundesrats 
offiziell abgeschrieben werden. Ein Novum in der 
Schweizer Autobahnplanung. Es sei «nicht mehr 
zeitgemäss».

Diese Erkenntnis hindert die Regierung aber 
nicht daran, weiterhin Nationalstrassen zu planen, 
die ihrerseits komplett aus der Zeit gefallen sind. 
Ende Januar verabschiedete der Bundesrat fünf 
neue Projekte, über die das Parlament nach der 
Vernehmlassung entscheiden wird. Eines der Pro­
jekte sieht einen dritten Tunnel für die St. Galler 
Stadtautobahn vor und einen zusätzlichen Auto­

strassentunnel, der den Verkehr zum alten Güter­
bahnhof mitten ins Stadtzentrum von St. Gallen 
und weiter ins Appenzellerland führen soll.

Geplant sind auch ein Ausbau des Anschlus­
ses Bern – Wankdorf und ein Ausbau auf acht Spu­
ren der Autobahn nördlich von Bern. Auch der 
direkt daran anschliessende Autobahnabschnitt 
zwischen Schönbühl und Kirchberg soll zwei zu­
sätzliche Spuren erhalten. In Basel und Schaff­
hausen sind derweil längere Autobahntunnels 
geplant. Insgesamt sind aktuell gemäss dem Bun­

desamt für Strassen 59 neue grosse 
Ausbauprojekte in Prüfung, Planung 
oder im Bau. Zusätzlich sollen an 
25 Stellen Pannenstreifen als zusätz­
liche Fahrbahnen umgenutzt wer­
den. An Geld dafür mangelt es nicht 
(vgl. «Alternativen werden nicht ge­
prüft»).

Zahlreiche lokale Komitees 
organisieren den Widerstand gegen 
die Autobahnen  – ausserparlamen­
tarisch. Denn während kommunal 
normalerweise schon über klei­
nere Infrastrukturprojekte abge­

stimmt werden kann, ist die lokale Mitsprache bei 
Nationalstrassenprojekten nur äusserst bedingt 
vorgesehen. Dass der Autobahnausbau nach Bun­
desrecht abläuft, mache die Materie auch juristisch 
komplex, sagt Markus Heinzer von der Berner Wi­
derstandsbewegung Spurwechsel. Die Komplexi­
tät der Vorlagen sei für die lokalen Organisationen 
eine Herausforderung.

Als Reaktion darauf hat Spurwechsel ein 
nationales Netzwerk geschaffen, in dem sich die 
lokalen Gruppierungen untereinander austau­
schen können. So können die Komitees in St. Gal­
len, wo sich der Widerstand gerade neu formiert, 
von den erfolgreichen Kämpfen in Biel (vgl. «Der 
Kampf geht weiter») oder Luzern lernen. Heinzer 

war auch am vergangenen Samstag dabei, als der 
Klimastreik zum ersten Treffen der sich im Aufbau 
befindenden Widerstandsgruppe «Verkehrswende 
Jetzt» eingeladen hat. Der Klimastreik will den Wi­
derstand gegen die Autobahnen in aktivistischer 
Form laut aufs nationale Parkett tragen. Als Erstes 
ist im Sommer ein Aktionstag mit schweizweiten 
Protesten geplant.

Anna Miotto ist eine dieser Klimaaktivist:in­
nen. «Absurd und dumm» sei es, mitten in einem 
durch Verbrennungsgase ausgelösten Klimanot­
stand Autobahnen zu bauen, sagt die Zwanzig­
jährige. «Absurd» findet sie auch die Idee, mit ei­
nem Autobahnanschluss zusätzliche Fahrzeuge in 
die jetzt schon überlastete St. Galler Innenstadt zu 
leiten. Zudem bedrohe das Projekt Kulturbetriebe 
im alten Güterbahnhof, sagt Miotto, die auch Präsi­
dentin der kantonalen Juso ist.

Autobahnausbau führt zu Mehrverkehr

In St. Gallen stehen Kanton und Stadt hinter dem 
Ausbau. Das ist keine Ausnahme: Während sich 
kleinere Durchgangsgemeinden häufig gegen die 
Projekte wehren, sehen Stadtregierungen diese 
häufig positiv. Sie erhoffen sich durch die Autobah­
nen eine Entlastung des Siedlungsgebiets, wie es 
ihnen das Bundesamt für Strassen verspricht: Der 
Verkehr soll über die Schnellstrassen statt durch 
die Quartiere geführt werden.

Alexander Erath forscht als Professor an der 
Fachhochschule Nordwestschweiz zu Verkehr und 
Mobilität. In gewissen Fällen könnten Autobahnen 
Städte durchaus von Lärm und Verkehr entlasten, 
sagt er. «Gleichwohl zeigt die Forschung, dass 
Autobahnausbauten letztlich zu mehr Verkehr 
führen.» Wenn «Engpässe beseitigt» werden, wie 
es der Bund zur Maxime erhoben hat, kann das 
gemäss Erath zwar kurzfristig für Verkehrsentlas­
tung sorgen. Das mache die Nutzung des Autos im 

Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln aber auch 
attraktiver. Durch erzielte Fahrzeitverkürzun­
gen würden die Autofahrer:innen zudem weiter 
entfernte Ziele ansteuern. Beides führt letztlich 
zu Mehrverkehr auf der Strasse.

«Dass die Behörden die Erkenntnisse der 
Forschung negieren, ist ein Wahnwitz», sagt 
Cristina Bitschnau-Kappeler vom Verkehrs-
Club der Schweiz (VCS) St. Gallen. Dieser ist Teil 
der lokalen Widerstandsbewegung, die derzeit 
wächst. Neben den linken Parteien ist unter 
anderem auch die lokale GLP gegen das Projekt. 
Bei den Vernetzungstreffen sind aber auch der 
Klimastreik und weitere linke Organisationen 
mit dabei. Die Klimastreikenden setzen auf 
einen aktivistischen Protest: «Wenn wir nichts 
Radikales machen, schaffen wir die notwendi­
gen Veränderungen nie», sagt die junge Akti­
vistin Léonie Schubiger. Und solche brauche es, 
schliesslich sei der Verkehr in der Schweiz für 
über ein Drittel des im Inland ausgestossenen 
CO2 verantwortlich. «Doch selbst der SP muss 
man verdammt fest in den Arsch treten, damit 
sie für faire und klimagerechte Lösungen ein­
steht», sagt die kantonale Juso-Präsidentin Mi­
otto über ihre Mutterpartei.

Aktivismus – und ein Referendum?

Die St. Galler Klimastreikenden haben bereits 
bei ihren letzten Aktionen gegen den Autobahn­
neubau protestiert – derzeit arbeitet die lokale 
Gruppe an neuen Aktionen. Sie lassen sich auch 
nicht davon abhalten, dass die Stimmberech­
tigten der Stadt 2016 eine Initiative gegen den 
Autobahnanschluss abgelehnt haben. Sie wol­
len in der Bevölkerung breiten Widerstand or­
ganisieren und so Druck auf die Politik machen.

Ein Teilprojekt des Luzerner Autobahnaus­
baus ist 2019 am lokalen Widerstand gescheitert. 

Gegen das verbleibende Projekt engagiert sich 
aktuell eine bunt gemischte Gruppe. Die Hetero­
genität sei wichtig, sagt die junge Klimaaktivis­
tin Milena Hess. Während sich Politiker:innen 
wie der Grünen-Nationalrat und VCS-Luzern-
Präsident Michael Töngi politisch einbringen, 
sei der Klimastreik für Aktionen verantwortlich. 
So spurten junge Klimastreikende Ende Januar 
zu Fuss und mit autogrossen Holzgestellen auf 
der überlasteten Luzerner Seebrücke in den Ver­
kehr ein. Ihre Botschaft: Die Stadt Luzern hat bei 
der Verkehrswende Nachholbedarf.

Sogar die Prognosen des Bundes zeigen: 
Der zusätzlich geplante Autobahntunnel wird 
die Luzerner Innenstadt nicht entlasten. «Mit 
dem geplanten Ausbau wird der unbefriedigen­
de Zustand auf längere Zeit zementiert», sagt 
Hess. Und mit dem Geld, das in den Tunnel in­
vestiert werden soll, könnten alle Luzerner:in­
nen zehn Jahre lang gratis ÖV fahren. Die Städte 
müssten bei der Energiewende vorangehen, ist 
Hess überzeugt. Es gehe dabei nicht nur darum, 
was in der Stadt passiere: «Klimagase haben 
eine globale Wirkung – es geht auch um Solida­
rität.» Und dazu brauche es effektive Massnah­
men, die bald umgesetzt würden.

Im Thurgau freut sich Walo Abegglen, 
dass in den Städten eine junge Generation den 
Widerstand gegen Autobahnen entdeckt hat. Er 
und seine lokalen Mitstreiter:innen konnten 
derweil Ende Januar einen grossen Etappen­
erfolg verzeichnen. Der Bundesrat hat entschie­
den, die vor zwei Jahren ins Nationalstrassen­
netz aufgenommene Bodensee-Thurtal-Strasse 
vorerst noch nicht bauen zu lassen. Und im Bun­
desparlament überlegen sich die Grünen, ob sie 
dereinst das Referendum gegen die eben vom 
Bundesrat gutgeheissenen Autobahnprojekte 
ergreifen. Der Widerstand gegen die Autobah­
nen wächst auf allen Ebenen.

«Dass die 
Behörden die 
Erkenntnisse  
der Forschung 
negieren, ist  
ein Wahnwitz.»
Cristina Bitschnau-
Kappeler, VCS St. Gallen

NEUE PROJEKTE

Alternativen werden nicht geprüft
Die Autobahnfinanzierung wurde 2018 neu or­
ganisiert. Dabei wurden auch die jährlich für 
den Strassenbau zur Verfügung stehenden Mit­
tel von rund 3,5 auf rund 4,5  Milliarden Fran­
ken erhöht. Bis 2030 sollen davon 11,6  Milliar­
den Franken in Aus- und Neubauprojekte flies­
sen. Und weil der zweckgebundene Fonds über 
Abgaben auf Mineralöl- und Autoimporte sowie 
durch den Verkauf der Autobahnvignetten ge­
speist wird, füllt jeder zusätzlich gefahrene 
Kilometer und jedes neu zugelassene Fahrzeug 
die Kasse zusätzlich. 

Mit den Fondsgeldern werden einerseits 
letzte Teilstücke des 1960 verabschiedeten 
Netzes erstellt, andererseits will der Bund mit 
vielen Grossprojekten und dem Ausbau von 
Pannenstreifen zu Fahrspuren «Engpässe» auf 
bestehenden Nationalstrassen und in den Ag­
glomerationen beseitigen.

Im Rahmen der Neuorganisation der 
Autobahnfinanzierung gelang es einer Mitte-
links-Allianz, einen Zweckartikel im Gesetz 
zu verankern, der verlangt, dass alle Verkehrs­
träger einbezogen werden, dass eine Gesamt­
schau gemacht wird und der Schutz der Umwelt 
gewährleistet ist. «Leider werden diese Punkte 

in der Praxis nicht wirklich berücksichtigt», 
sagt Stéphanie Penher, die beim VCS für die 
Verkehrspolitik verantwortlich ist. Auch Ver­
kehrsforscher Alexander Erath kritisiert, dass 
Behörden bei Autobahnausbauten vorgängig 
oft keine alternativen Massnahmen prüfen: 
«Bevor eine Autobahn ausgebaut wird, müs­
sen alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden.» Aus Eraths Sicht könnten etwa Mo­
bility Pricing und eine angepasste Siedlungs­
entwicklung Strassenbauprojekte überflüssig 
machen.

Beim Bund setzt man darauf, dass «der 
ökologische Unterschied zwischen ÖV und 
Autoverkehr durch die Elektrifizierung klei­
ner wird», wie der Direktor des Bundesamts 
für Strassen kürzlich in einem Interview sag­
te. Umweltschützer:innen ist dies nicht genug. 
Auch weil neue Studie aufzeigen, dass die CO2-
Emissionen eines Elektroautos zwar sinken, 
aber über die gesamte Lebensdauer noch im­
mer 52 Prozent eines Dieselautos betragen. Und 
auch die raumplanerischen Auswirkungen des 
Autobahnbooms würden mit der Elektrifizie­
rung nicht gelöst.  

BASIL WEINGARTNER
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Einem weiteren 
Anschluss sollten 
grosse Teile  
der Spiel- und der 
Badewiesen am 
See weichen.
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